
ÜBERSETZUNG 

RAHMENABKOMMEN 

zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und der Europäischen Union über die Beteiligung 
der Vereinigten Staaten von Amerika an Krisenbewältigungsoperationen der Europäischen Union 

DIE VEREINIGTEN STAATEN VON AMERIKA („VEREINIGTE STAATEN“) 

und 

DIE EUROPÄISCHE UNION („EU“ oder „EUROPÄISCHE UNION“), 

nachstehend gemeinsam als „Vertragsparteien“ bezeichnet — 

In erwägung nachstehender gründe: 

Die Europäische Union kann beschließen, Maßnahmen im Bereich der Krisenbewältigung zu treffen. 

In den vergangenen zwei Jahrzehnten haben sich Regierungen und multilaterale Organisationen zunehmend bemüht, 
Mittel einzusetzen, um das Auftreten von Konflikten weltweit zu verringern. 

Die Vereinigten Staaten und die EU teilen den Wunsch, durch Lastenteilung bei Krisenbewältigungsoperationen eine 
friedliche Aussöhnung zu fördern und Wiederaufbau und Stabilisierung zu erleichtern, und glauben, dass derartige 
Operationen der EU durch Beiträge von Experten aus den Vereinigten Staaten höhere Erfolgsaussichten haben. 

Die Vereinigten Staaten und die EU möchten allgemeine Bedingungen für die Beteiligung der Vereinigten Staaten an 
EU-Krisenbewältigungsoperationen in einem Abkommen festlegen, das einen Rahmen für eine solche etwaige 
künftige Beteiligung schafft, damit diese Bedingungen nicht für jede einzelne Operation von Fall zu Fall festgelegt werden 
müssen — 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

Artikel 1 

Beschlüsse im Hinblick auf eine Beteiligung 

(1) Im Anschluss an den Beschluss der Europäischen Union, 
die Vereinigten Staaten zur Beteiligung an einer EU-Krisenbe­
wältigungsoperation einzuladen, übermitteln die Vereinigten 
Staaten, sobald sie sich für eine Beteiligung entschieden haben, 
der Europäischen Union Informationen über den von ihnen 
vorgeschlagenen Beitrag zu der Operation. Mit ihrer Entschei­
dung, sich an einer EU-Krisenbewältigungsoperation zu betei­
ligen, bringen die Vereinigten Staaten ihr Einverständnis zum 
Ausdruck, sich an die Bestimmungen des Beschlusses des Rates 
zur Durchführung der betreffenden EU-Operation („Rats­
beschluss“) zu halten. 

(2) Zwischen der Europäischen Union und den Vereinigten 
Staaten finden Konsultationen über den vorgeschlagenen Beitrag 
der Vereinigten Staaten einschließlich des möglichen Beitrags 
zum Verwaltungshaushalt der Operation statt; sofern eine Betei­
ligung vereinbart wird, erfolgt diese nach den Bestimmungen 
dieses Abkommens und etwaiger diesbezüglicher Durchfüh­
rungsvereinbarungen, die die Vertragsparteien eingegangen sind. 

(3) Der Beitrag der Vereinigten Staaten zu EU-Krisenbewälti­
gungsoperationen lässt die Beschlussfassungsautonomie der Eu­
ropäischen Union unberührt und präjudiziert nicht den Um­
stand, dass die Vereinigten Staaten über ihre Beteiligung an einer 
EU-Krisenbewältigungsoperation von Fall zu Fall entscheiden. 

(4) Die Europäische Union unterrichtet die Vereinigten Staa­
ten vorab über jeglichen Beschluss, den in Absatz 1 genannten 

Ratsbeschluss zu ändern oder diesbezügliche Durchführungs­
maßnahmen zu erlassen oder zu ändern. 

(5) Die Vereinigten Staaten können ihre Beteiligung an einer 
EU-Krisenbewältigungsoperation jederzeit aus eigener Initiative 
oder auf Antrag der EU nach Konsultationen zwischen den 
Vertragsparteien ganz oder teilweise widerrufen. 

Artikel 2 

Geltungsbereich 

(1) Sofern die Vertragsparteien nicht etwas anderes schriftlich 
vereinbaren, gilt dieses Abkommen nur für EU-Krisenbewälti­
gungsoperationen, zu denen die Vereinigten Staaten nach dem 
Datum der Unterzeichnung dieses Abkommens einen Beitrag 
leisten; bestehende Abkommen zur Regelung der Beteiligung 
der Vereinigten Staaten an EU-Krisenbewältigungsoperationen 
werden durch das vorliegende Abkommen nicht berührt. 

(2) Dieses Abkommen betrifft nur Beiträge der Vereinigten 
Staaten in Form von zivilen Kräften, Einheiten und Mitteln zu 
EU-Krisenbewältungsoperationen („US-Kontingent“). 

Artikel 3 

Status des Personals und der Einheiten 

(1) Der Status des einer EU-Krisenbewältigungsoperation zu­
gewiesenen US-Kontingents und insbesondere dessen Vorrechte 
und Immunitäten werden in dem Abkommen über den Status 
der Mission („Statusabkommen“) geregelt, das zwischen der EU 
und dem Staat, in dem die Operation durchgeführt wird, ge­
schlossen wurde, wobei Folgendes vorausgesetzt wird: a) Die 
Vereinigten Staaten erhalten Gelegenheit zur Prüfung des Status­
abkommens, bevor sie über ihre Beteiligung an der Operation
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entscheiden, und b) ist zu dem Zeitpunkt, zu dem diese Prüfung 
zu erfolgen hätte, kein Statusabkommen geschlossen, konsultie­
ren die Vertragsparteien einander und verständigen sich auf eine 
geeignete alternative Vereinbarung über den Status des US-Kon­
tingents, bevor dieses entsandt wird, unbeschadet der Gesamt­
verantwortung der EU für den Abschluss von Vereinbarungen 
mit dem Gastland über den Status des EU-Personals und der 
EU-Einheiten. 

(2) Der Status eines US-Kontingents, das in Hauptquartieren 
oder Führungselementen außerhalb des Lands (oder der Länder) 
Dienst tut, in dem (in denen) die Operation stattfindet, wird 
gegebenenfalls durch Vereinbarungen zwischen den Hauptquar­
tieren und Führungselementen des betreffenden Staates (der be­
treffenden Staaten) und den Vereinigten Staaten geregelt. 

(3) Soweit es ihre eigenen Gesetze und sonstigen Rechtsvor­
schriften zulassen, haben die Vereinigten Staaten das Recht, die 
Gerichtsbarkeit über ihr abgestelltes Personal in dem Land, in 
dem die Operation eingeleitet wird, auszuüben. 

(4) Die Vereinigten Staaten sind im Einklang mit ihren 
Rechtsvorschriften für Schadenersatzansprüche in Verbindung 
mit ihrer Beteiligung an einer EU-Krisenbewältigungsoperation 
verantwortlich, die von Mitgliedern ihres Personals geltend ge­
macht werden oder diese betreffen. Diese Bestimmung stellt 
keinen Verzicht auf die Staatenimmunität der Vereinigten Staa­
ten dar. Dieses Abkommen bezweckt nicht, eine gerichtliche 
Zuständigkeit, wo eine solche nicht bereits gegeben ist, oder 
einen Rechtsanspruch vor einem solchen Gericht gegen die Ver­
einigten Staaten zu begründen. 

(5) Die Vertragsparteien kommen überein, gegenseitig auf 
alle Ansprüche (mit Ausnahme vertraglicher Forderungen) we­
gen Beschädigung, Verlust oder Zerstörung von Mitteln, die 
ihnen gehören/von ihnen genutzt werden, oder wegen Körper­
verletzung oder Tod von Mitgliedern des Personals einer Ver­
tragspartei zu verzichten, wenn die Beschädigung, der Verlust, 
die Zerstörung, die Körperverletzung oder der Tod in Erfüllung 
ihrer Aufgaben in Zusammenhang mit Aktivitäten im Rahmen 
dieses Abkommens verursacht wurde, es sei denn, es liegt grobe 
Fahrlässigkeit oder vorsätzliches Verschulden vor. 

(6) Die Vereinigten Staaten verpflichten sich, bei der Unter­
zeichnung dieses Abkommens eine Erklärung über den gegen­
seitigen Verzicht auf Schadenersatzansprüche gegenüber allen 
EU-Mitgliedstaaten abzugeben, die an einer EU-Krisenbewälti­
gungsoperation beteiligt sind, an der die Vereinigten Staaten 
teilnehmen. 

(7) Die EU verpflichtet sich, zu gewährleisten, dass ihre Mit­
gliedstaaten bei der Unterzeichnung dieses Abkommens eine 
Erklärung über den Verzicht auf Schadenersatzansprüche im 
Zusammenhang mit einer künftigen Beteiligung der Vereinigten 
Staaten an einer EU-Krisenbewältigungsoperation abgeben. 

Artikel 4 

Verschlusssachen 

Das am 30. April 2007 in Washington zwischen der Regierung 
der Vereinigten Staaten von Amerika und der Europäischen 
Union geschlossene Abkommen über die Sicherheit von Ver­
schlusssachen findet im Rahmen von EU-Krisenbewältigungs­
operationen Anwendung. 

Artikel 5 

Beteiligung an der Operation 

(1) Die Vereinigten Staaten sind bestrebt, mittels spezifischer 
Anweisungen sicherzustellen, dass das im Rahmen ihrer Betei­
ligung an EU-Krisenbewältigungsoperationen zur Verfügung ge­
stellte Personal („zugewiesenes Personal“) seinem Auftrag so 
nachkommt, dass es dem in Artikel 1 genannten Ratsbeschluss, 
dem Einsatzplan und den diesbezüglichen Durchführungsmaß­
nahmen gerecht wird und diese uneingeschränkt unterstützt. 

(2) Die Vereinigten Staaten führen mit der EU rechtzeitig 
Konsultationen über jede Änderung ihres Beitrags zu einer 
EU-Krisenbewältigungsoperation im Rahmen dieses Abkom­
mens. 

(3) Die medizinische Tauglichkeit des zugewiesenen Per­
sonals wird angemessen bescheinigt; das Personal erhält eine 
Abschrift der Bescheinigung, die auf Nachfrage den verantwort­
lichen Stellen der EU vorzulegen ist. 

Artikel 6 

Befehlskette 

(1) Während der Dauer des Einsatzes hat der Befehlshaber 
oder Leiter der EU-Mission die Befehlsgewalt inne und leitet 
die Tätigkeiten des zugewiesenen Personals und der zugewiese­
nen Einheiten. 

(2) Das zugewiesene Personal und die zugewiesenen Einhei­
ten stehen weiterhin unter der Gesamtverantwortung der Ver­
einigten Staaten. 

(3) Die Vereinigten Staaten sind bestrebt, mittels spezifischer 
Anweisungen sicherzustellen, dass das zugewiesene Personal — 
unter Leitung und Führung des Befehlshabers oder Leiters der 
EU-Mission — seine Aufgaben so erfüllt und sich so verhält, 
dass dies in vollem Einklang mit den Zielen der Operation steht. 

(4) Die Vereinigten Staaten haben bei der laufenden Durch­
führung der EU-Krisenbewältigungsoperation dieselben Rechte 
und Pflichten wie die an der Operation beteiligten Mitgliedstaa­
ten der Europäischen Union.
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(5) Der Befehlshaber oder Leiter der EU-Mission übt die dis­
ziplinarische Gesamtaufsicht über das zugewiesene Personal aus. 
Gegebenenfalls erforderliche Disziplinarmaßnahmen werden 
von den Vereinigten Staaten ergriffen. 

(6) Zur Vertretung ihres nationalen Kontingents im Rahmen 
der betreffenden EU-Krisenbewältigungsoperation ernennen die 
Vereinigten Staaten einen nationalen Kontingentsleiter („NPC“). 
Der NPC erstattet dem Missionsleiter über nationale Angelegen­
heiten Bericht und ist für die laufende Aufrechterhaltung der 
Disziplin in seinem Kontingent zuständig. 

(7) Der Beschluss über die Beendigung einer Operation wird 
von der Europäischen Union nach Konsultation mit den Ver­
einigten Staaten gefasst, sofern diese zu dem Zeitpunkt, zu dem 
ein solcher Beschluss in Erwägung gezogen wird, noch einen 
Beitrag zu der EU-Krisenbewältigungsoperation leisten. 

Artikel 7 

Finanzaspekte 

(1) Die Vereinigten Staaten tragen alle im Zusammenhang 
mit ihrer Beteiligung an EU-Krisenbewältigungsoperationen ent­
stehenden Kosten, mit Ausnahme der Kosten, für die im Ver­
waltungshaushaltsplan der Mission eine gemeinsame Finanzie­
rung vorgesehen ist. 

(2) Die Europäische Union nimmt die Vereinigten Staaten 
von der Leistung finanzieller Beiträge zum Verwaltungshaushalt 
einer EU-Krisenbewältigungsoperation aus, wenn sie die Feststel­
lung trifft, dass die Vereinigten Staaten einen umfangreichen 
Beitrag leisten. Den Vereinigten Staaten wird die Entscheidung 
der EU hinsichtlich der finanziellen Beiträge zum Verwaltungs­
haushalt zum Zeitpunkt der Konsultationen nach Artikel 1 Ab­
satz 2 bekannt gegeben. 

(3) Die Beteiligung der Vereinigten Staaten an EU-Krisenbe­
wältigungsoperationen im Rahmen dieses Abkommens hängt 
von der Verfügbarkeit ausreichender Finanzmittel ab. 

Artikel 8 

Vereinbarungen zur Durchführung des Abkommens 

Alle zur Durchführung dieses Abkommens erforderlichen tech­
nischen, finanziellen und administrativen Vereinbarungen wer­
den von den zuständigen Behörden der Vereinigten Staaten und 
der Europäischen Union unterzeichnet. 

Artikel 9 

Streitbeilegung 

Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwendung dieses Ab­
kommens werden zwischen den Vertragsparteien auf diploma­
tischem Wege beigelegt. 

Artikel 10 

Inkrafttreten und Beendigung 

(1) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des ersten Monats 
in Kraft, der auf den Monat folgt, in dem die Vertragsparteien 
einander den Abschluss der hierfür erforderlichen innerstaatli­
chen Verfahren notifiziert haben. 

(2) Dieses Abkommen findet vorläufige Anwendung ab dem 
Zeitpunkt seiner Unterzeichnung. 

(3) Dieses Abkommen wird von den Vertragsparteien regel­
mäßig überprüft. 

(4) Dieses Abkommen kann im gegenseitigen schriftlichen 
Einvernehmen der Vertragsparteien geändert werden. 

(5) Jede Vertragspartei kann dieses Abkommen durch schrift­
liche Notifizierung an die andere Vertragspartei binnen sechs 
Monaten kündigen. 

Geschehen zu Washington am siebzehnten Mai zweitausendelf in zwei Urschriften in englischer Sprache. 

Für die Europäische Union 

C. ASHTON 
Für die Vereinigten Staaten von Amerika 

H. CLINTON
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WORTLAUT FÜR ERKLÄRUNGEN 

Text für die EU-Mitgliedstaaten: 

„Die Mitgliedstaaten der EU sind im Rahmen der Anwendung eines Beschlusses des Rates der EU über 
eine EU-Krisenbewältigungsoperation, an der die Vereinigten Staaten teilnehmen, gewillt, soweit ihre 
innerstaatliche Rechtsordnungen dies zulassen, auf Ansprüche gegen die Vereinigten Staaten wegen 
Körperverletzung oder Tod von Mitgliedern ihres Personals oder wegen Beschädigung oder Verlust 
von Mitteln, die ihnen gehören und im Rahmen der EU-Krisenbewältigungsoperation genutzt werden, 
so weit wie möglich zu verzichten, wenn die Körperverletzung, der Tod, die Beschädigung oder der 
Verlust 

— von Personal der Vereinigten Staaten in Erfüllung seiner Aufgaben in Zusammenhang mit einer EU- 
Krisenbewältigungsoperation verursacht wurde, es sei denn, es liegt grobe Fahrlässigkeit oder vor­
sätzliches Verschulden vor, oder 

— durch die Nutzung von Mitteln verursacht wurde, die Eigentum der Vereinigten Staaten sind, sofern 
diese Mittel im Zusammenhang mit der Operation genutzt wurden, außer im Falle grober Fahr­
lässigkeit oder vorsätzlichen Verschuldens vonseiten des Personals der EU-Krisenbewältigungsope­
ration der Vereinigten Staaten bei der Nutzung dieser Mittel.“ 

Text für die Vereinigten Staaten: 

„Die Vereinigten Staaten sind im Falle einer Beteiligung der Vereinigten Staaten an einer EU-Krisenbe­
wältigungsoperation gewillt, soweit ihre innerstaatliche Rechtsordnung dies zulässt, auf Ansprüche 
gegen jeden anderen an der EU-Krisenbewältigungsoperation teilnehmenden Staat wegen Körperverlet­
zung oder Tod von Mitgliedern ihres Personals oder wegen Beschädigung oder Verlust von Mitteln, die 
den Vereinigten Staaten gehören und im Rahmen der EU-Krisenbewältigungsoperation genutzt werden, 
so weit wie möglich zu verzichten, wenn die Körperverletzung, der Tod, die Beschädigung oder der 
Verlust 

— von Personal in Erfüllung seiner Aufgaben in Zusammenhang mit einer EU-Krisenbewältigungs­
operation verursacht wurde, es sei denn, es liegt grobe Fahrlässigkeit oder vorsätzliches Verschulden 
vor, oder 

— durch die Nutzung von Mitteln verursacht wurde, die den an der EU-Krisenbewältigungsoperation 
teilnehmenden Staaten gehören, sofern diese Mittel im Zusammenhang mit der Operation genutzt 
wurden, außer im Falle grober Fahrlässigkeit oder vorsätzlichen Verschuldens vonseiten des Per­
sonals der EU-Krisenbewältigungsoperation bei der Nutzung dieser Mittel.“
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